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I. Rechtsstaat und Rechtsschutz

Rechcsscaadichkeic mag begrifflich schwer zu fassen sein, eines isc jedoch gewiß: 
Ein Rechcsscaac muß auch ein Rechtsschutzstaac sein. Betrachrec man jene Regeln, 
die nach allgemeiner Auffassung den Rechtsstaat ausmachen, lassen sich grob ge­
sprochen zwei Arcen unterscheiden: ,,primäre" Regeln, die die staatliche Macht be­
grenzen und verteilen, ihre Ausübung in Verfahren und Formen fassen und sie so

öffentlich und berechenbar machen; und „sekundäre" Regeln oder Kontroll- und 
Sankcionsnormen, die greifen, wenn die primären Regeln nicht befolgt werden. 

„Primäre" und „sekundäre" Regeln sind aufeinander angewiesen: Kontrolle setzt 
natürlich Konuollmaßstäbe voraus. Für das Rechtssraatsdenken entscheidend isc 
jedoch der umgekehrte Zusammenhang: Ihm liegt die uralte Erfahrung zugrunde, 
daß machtbegrenzende Vorschriften ohne Kontrolle wirkungslos bleiben. Die Bin­
dung der Macht an das Recht kann nur halten, wenn zugleich effektive Kontroll­
instanzen und -verfahren eingerichtet werden. Einmal eingerichtet, können effekti­
ve Konrrollinstanzen allerdings bisher fehlende Kontrollmaßstäbe auch selbst ent­
wickeln: So verdankt sich etwa das Bestimmrheitsgebor für die Gesetzgebung in 
vielen Rechtsordnungen unter anderem der verfassungsgerichdichen Überlegung, 
daß ohne es die Gesetzmäßigkeit des Verwaltungshandelns nicht kontrolliert wer­
den könnte, 1 und ebenso sind die Grundrechte im europäischen Gemeinschafts­
reche und in der Schweiz zu einem guten Teil gerichtlich geschaffene Standards. 2 

Solche Beispiele zeigen, daß die Einrichtung effekciver Kontrollinsranzen mitunter 
wichciger ist als die Positivierung elaborierter Kontrollmaßstäbe. 

Konrrolle gibt es in vielerlei Form, unrer anderem als policische, finanzielle und 
rechtliche Kontrolle. Während die politische Kontrolle zum demokratischen Prin­
zip gehöre, werden finanzielle Konrrollmechanismen (Rechnungshöfe) gelegentlich 
als Elemente des Rechtsstaats verscanden.3 In seinem Zentrum steht jedoch zwei­
fellos die rechtliche Kontrolle. Sie erschöpft sich zwar nicht im Rechtsschutz: Man 

Vgl. Ösrerreich 92. Deurschland 128, Portugal 156 f., Slowenien 244. 
2 Europäische Union 329 ff.; Schweiz 69. 
3 Z.Il. Ösrcrreich 90, Ungarn 221. 



denke nur Entscheidungen über die Anklage oberS1er Sraacsorgane wegen Rechcs­
verlerzungen � oder Organsrreicigkeiren �- Aber gewiß bildet der Schue2 individuel­
ler Rechte den Kern und ler-.aen Zweck der red1rlichen Kontrolle. In einem Scaar, 
der die Grund- und Menschenrechte achtet und schürzt, also auch ihre elemenrare 
leiscungsrechcliche Dimension ernst nimmt, kann das gar nichc anders sein: Ohne 
Rechrsschur-L gibt es keine Rechre - und daher auch keinen Rechtsst:iac. 
Der Rechcsstaac schürze die Bürger voreinander, und diese Aufgabe wird uns mic 
dem Aufstieg des org:IJ1isierren Verbrechens nach dem Umbr-uch�in OsrmictcleUio­
pa wieder schmerzlich bewußt. Der Reclusstaar isr aber vor allem eine Vorkehrnng 
gegen das bestorganisierte Verbrechen der Geschidne: das staatliche. Daher schürzt 
er auch und gerade gegen sich selbst. Damit er das kann, spaltet der Staat einen 
Teil seiner selbst ab, ,.neutralisiert" ihn, indem er ihn von allen außerrechdichen 
Zweckmäßigkeitserwägungen entbindet, und unrerwirfr sich dann im Streic:fall den 
Entscheidungen djeser neucralen lnst:inz: der Gerichtsb:irkeiL \X�'\s die \V.'lhl für 
die Demokratie, isr das gerichdiche Verfahren Für den Rcchcssraat: der grundlegen­
de Mechanismus zur Veranrworrung der Mache. 

II. Funktionsgarantien für die Gerichtsbarkeit

So unterschiedlich der Gewalcenceilungsgrundsacz in den behandelcen Rechcsord­
nungen verwirkliche wird, bei der Justiz folgen alle demselben Modell: Die Ge­
richcsbarkcir wird von den übrigen Sca:rnfunktionen gerrennr und unabhängigen 
und unparteilichen Richtern übemagen." Das gilr :weh für die Rechtsordnung der 
Europäischen Union, die ja im übrigen vom kbssischen Gewalrenreilungskonzepc 
am sdirksren abweichr.' Um Manipulationen vorzubeugen, müssen Org:inisacion 
und Zuscändigkeiren der Gericbre regdm:ißig gesetzlich bestimme sein. In viclc.:n 
Verfassungen wird dieser Grundsatz durch ein ausdrückliches Reche auf den ge­
setzlichen Richter hervorgehoben und durch ein Verbot von Sondergerichten ver­
stärkc. H Das den Verfassungen zugrundeliegende Idealbild des unabhängigen und 
unparteilichen, auf gesetzlicher Grundlage beruhenden und nur dem Reche ver­
pflichteten Gerichts findet seine Enrsprechung in Art.G EMRK. 
Anders als die beiden anderen Gewalten, die notwendig und legitim politische 
Zwecke verfolgen, wird die Jusciz durch diese Garantien von der Berücksichtigung 
politischer Gesichrspunkte bcfreir. Damit soll genau jenem rein instrumentellem 
Rechtsverständnis, das für nichc-rechtsstaarliche Rechtsordnungen so prägend ist/ 
ein Riegel vorgeschoben werden. Nimmt man diese Zielsetzung ernst, setzt sie im 

4 Z.ß. Spanien 191 f., Slowenien 240, Slowakei 274, Kroatien 290. 
5 Dazu unten V. 
6 Schweiz 54 ff., 60 Anm. 125, Österreich 94, Deutschland 115. Portugal 164, Spanien 177, Polen 

213, Ungarn 221. Slowenien 240, Tschechische Republik 254, 256. Slowakei 272, 273, 279 f., 
Kroatien 286. 

7 Europäische Union 325 f. 
8 Z.B. Österreich 96, Portugal 149, Spanien 181, Slowenien 240, Tschechische Republik 261. 
9 Vgl. z.ß. Polen 200, 203, Slowenien 242, Tschechische Republik 253. Kroatien 284. 
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übrigen auch der richterlichen „Kontrolldichte" erwa bei Ermessens- und Planungs­
enrscheidungen Grenzen. 
Gerade im Hinblick auf die Organisation der Gerichte zeige der Vergleich der be­
handelten Rechtsordnungen, daß vollständige rechtliche Neutralitäts- und Unab­
hängigkeitsgaranrien weder notwendig noch hinreichend sind: Während in der 
Schweiz niemand an der Unabhängigkeit der Justiz zweifeln wird, obwohl die Rich­
ter - im Gegensatz zu den anderen Rechtsordnungen - in der Regel in relativ kur­
zem Abstand der Wiederwahl durch politische Gremien bedürfen,"' haben die 
Richcer in vielen ostmitceleuropäischen Ländern trotz weiterreichender Garantien 
noch Schwierigkeiten, mit der neuen Unabhängigkeit umzugehen. 11 Das liegt zum 
Teil an den praktischen Schwierigkeiten der Rekrutierung neuer Kräfte und der 
schlechten Bezahlung, zum Teil aber auch am fehlenden rechtsstaatlichen Bewußt­
sein, das durch Normen allein nicht erzeugt werden kann, sondern der Einübung 
bedarf. Im übrigen stecke ja auch bei den Garantien der Teufel im Detail des rich­
terlichen Berufsrechts. 12 

III. Reichweite der gerichtlichen Kontrolle

Wegen dieser Garanrien ist Rechtsschutz zuerst und zuletzt gerichtlicher Rechts­
schutz, auch wenn einzelne seiner Bereiche zunächst oder ergänzend anderen In­
stanzen, erwa verwalrungsinrernen Beschwerdestellen, überlassen bleiben. Gericht­
licher Rechtsschutz isc allerdings, vor allem gegen die Verwaltung, nicht überall 
lückenlos gewährleistet. Zwar ist das deutsche Modell einer allgemeinen und umfas­
senden Rechcsweggaranrie gegen rue öffemlidie Gewalt von mehreren neuen Verfas­
sungen übernommen worden. u Gemeingut ist diese Maximallösung jedoch 11icht, 
wie gerade das Beispiel der beiden älceren Rechtsstaaten, der Schweiz und Oster­
reichs, zeigt: Während in der Schweiz bestimmte Bereiche des Rechtssc�utzes der 
Geseczgebung oder der Exekutive selbst vorbehalten bleiben, führt in Oscerreich 
vor allem das rechcsformenbewgene Rechcsschutzsysrem zu Lücken. In beiden Län­
dern tendieren die Gerichte allerdings zu einer lückenschließenden Auslegung, und 
in beiden Lindem wurden auch gesetzliche Reformen zum Ausbau der Verwal­
rungsgerichtsbarkeic in Angriff genommen. 14 Den Anscoß dazu hac nicht zulerzc 
die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte gegeben. 
Sie hat - für die betroffenen Länder zunächst überraschend - deutlich gemacht, 
daß das in Are. 5 und G EMRK verankerte völkerrechtlich verbindliche Minimum 
an gerichtlichen Zuständigkeiten für den Entzug der persönlichen Freiheit und für 
die Entscheidung in Zivil- und Scrafrechcssachen nicht nur den uaditionell selbsc­
verscändlichen und von den Verfassungen ohnehin berücksichtigten Bereich um­
faßt, sondern auch ein gutes Stück Verwaltungsgerichcsbarkeit erfordert. Zusam-

10 Schweiz 55. 
11 Z.ß. Slowenien 246 f., Slowakei 279 f., Kroatien 288 f. 
12 Vgl. Spanien 177. 
13 Deurschland 132 ff„ Porrng:il 149. Spanien 193. 195. Slowenien 241; Tschechische Republik

255 Anm. 19 (für die Grundrechte). 
14 Schweiz 45 Anm. 25, 56 f., 67 f.; Österreich 95 f., 99, 105 f. 



menfassend läßt sich wohl sagen, da(� verbliebene Lücken im gerichtlichen Rechts­
schutz in allen betroffenen Lindern zunehmend als Problem empfunden werden.
Die Entwicklung geht eindeutig in Richtung einer vollstiindigen gerichtlichen Kon­
trolle der Exekutive, sei es durch die allgemeinen Gerichte oder durch eine speziel­
le Verwaltungsgerichtsbarkeit.
Ergänzend sei noch auf einen Gesiclmpunkt hingewiesen, der in den Einzelberich­
ten kaum Berücksichtigung findet: Wesemlicl1 für den Umfang des Rechtsschutzes
und die Reichweite gerichtlicher Zuständigkeiten ist auch das, was in der jeweili­
gen Rechtsordnung als Recht, vor allem aber als mögliche Verletzung dieses Rechts,
als Eingriff, gilt. So dürften etwa zwischen dem deutschen und österreichischen
Begriff des subjektiven öffentlichen Rechts und dem spanischen „legitimen Recht
und Interesse"1S erhebliche Unterschiede bestehen. Diese Unterschiede haben trotz
des manchmal unklaren Status der allgemeinen Handlungsfreiheit ir. wohl keine
große Bedeutung, wenn jemandem eine Pflicht auferlegt oder ein ausdrücklich
gewiihrleistetes Recht enrzogen wird: Der Eingriffscharakter der Maßnahme und
die Rechtsmittelbefugnis stehen dann außer Frage. Auswirkungen haben diese Un­
terschiede vermutlich aber dann, wenn es um Nachteile faktischer Art geht; dann
kommt es auf die jeweilige enge oder weite Auslegung des Begriffs des „Rechts"
oder „rechtlichen Interesses" an, die die Klagebefugnis steuert.
Schließlich verlangt Rechtsschutz nicht nur die Korrektur fehlerhafter Entschei­
dungen, sondern unter bestimmten Umst;inden auch die Erbringung finanzieller
Leisrnngen, über die wiederu111 Richter rntscheidrn. Den wichtigstrn Fall bildet
die Haftung für staatliches l;ehlverhalten.17 Weiteremwicklungrn gehen hier vor
allem von der Rechtsprechung des EuGH aus, der ausdrücklich Ansprüche Ciir le­
gislatives Unrecht der Gemeinschafcsorg:me anerkennt und unter bestimmten U111-
stfode11 auch die Mitgliedsstaaten fiir die mangelnde gesetzliche Umsetzung von
ge111einschaftsrecl1tlichrn Richdinirn haftbar macht. 1

� Ebe111;dls als Element des
Rechtsstaates wird in vielen Lindern das Institut der Enteignungsentsch:idigung
verstanden, de111 natürlich in staatlichen Umbruchssirnationen mit den da111it ver­
bundenen Eigentums(rück)iibertragungen besondere Bedeutung wkommt. 19 

IV Verfohrensrechtliche Standards
Das Verfahren bildet wohl eine der Hauptschwachstellen des traditionellen mittel­
europ:iischen Rechtsstaatsdenkens. Sieht man von den - gewif� immer noch wich­
tigen - speziellen straf prozessualen Garantien ab,"' zeichnen sich ;iltere Verfassun-
15 Spanit:11 195. 16 Z.B. Österreich 102, Spanien 180, Slowenien 2/i 1; vgl. aber auch Tsd1ed1iscl1c ll.cpuhlik 254. 17 Z.B. Schweiz 62 f., Osrcrrcicl, 99, Span im 192, l '!/4, Ungarn 221, Slowrnirn 2'i 1. ·1,chccl1iscl1cRepublik 25/4. 18 Europ:iische Union .'ß 1 ,: 19 N. H11ji11111111, Die Bindung sraarliche, Mad11, in diesen, Band 18 ff.; weiters , .. B, Schweiz 60 fT.,l'orrugal 159 ff., Spanien 193 f., Slowakei 278. 20 Dazu z.B. Österreich '!7, Deutschland 13/4 fL 1'01tug:d 1/49. 165, Spanien 181. 1'!5 ff„ Ung:trn221, 2'12, T.,chcchischc Republik 267.

cren oft durch eine gewisse Verfahrensblindheit aus; allgemeine „due process"-Klau­
:eln sind selten. Erst in letzter Zeit gewinnen, unter dem Einfluß angloamerikani­
scher Vorbilder, die ihren Niederschlag in der EMRK gefunden haben, allgemeine
verfahrensrechtliche Aspekte auch auf verfassungsrechtlicher Ebene an Boden. Dies
zeigen zum einen die neuen Grundrechtskataloge, zum anderen die verstärkte Auf­
merksamkeit, die die Verfassungsgerichte der „Fairness" des Verfahrehs und der Ef­
fektivität des Rechtsschutzes insgesamt schenken.
Zum Standard zählen heute nicht mehr nur die gesetzliche Grundlegung der ge­
richrlichen Zuständigkeit und des Verfahrens,•• die Gewährleisrung einer ausrei­
chenden Beteiligung der Betroffenen (Recht auf Gehör),n der Grundsatz der Öf­
fcmlid,keir?' oder die Begründungspflicht von Entscheidungen :i4 als Einzelposi­
tionen, sondern als zusammenhängende Elemence eines insgesamt „fairen", von
\'v'affenglcid,heir der Paneien geprägten und effekriven Rechcssc.hurzverfahrens.25
Gerade �die von den Ve.rfassungsgerichce.n geforderce rnrsächliche Wirksamkeit des
Rechtsschmzes emfalrer dabei we.itreichende Konsequenzen: Sie betrifft umer an­
derem die Regeln über den Zugang zu Gerichten und Rechcsmirtelinsranzen, ln­
formarionsrechte im Yerf: hren, die Rechrzeitigkeic des Rechcssd1urzes und die Ve.r­
fahrenskom:n_�,. Zum Teil - erwa beim vorläufigen Rechrssd1. utz und der überlan­
oen Ver ahrensd.:iuer - g!!bt es d:1bei um Fragen, die sich in dieser Schärfe erst und
�er:ide als Folge des Ausb:i.us einer umfassenden Gerichr.sbarkeir und ihrer inrensi­
�•en [n:111-.pruchmilime stellen; hier kann mehr Recbrsscaac in wenig�r umsch!agen.
Andererseits, und d.:is sollre man über alJen Paradoxien und dogmamchen Feinhei­
ten nicht vergessen, gehöre zur Effekcividr des Rechrssehuo.es auch so ecwas Ele­
menc:i.res wie die Vollsrreckung gerichrlicher Encscheidw,gen.'-'
Insaesamt beleat die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung zum Verfahrensrecht
in beeindrucke�1der Weise die Produktivität des Rechtsstaatsprinzips: Es gibt wohl
kaum einen anderen Bereich, in dem es so viele über das gesatzte Recht hinausge­
hende Einzelelemente geboren hat.

V Die besondere Bedeutung der Verfassungsgerichtsbarkeit
Die in vielen Berichten hervorgehobene besondere Bedeucung der Verfassungsge­
richtsbarkeit 28 für die Enrwicklung der Rechtsstaatlichkeit ist nicht zuletzt das Er-
21 Z.B. Schweiz 70, Osrcrreich 96. Spanien 181, Polen 210, Ungarn 221,229, Slowenien 2�4; wmSchurz des Venrauens auf verfahrensrcchdiche Posirionen Deurschland 129 Anm. 111. 1 orrngal

157 An111. 68, 22 7_L"\. cl1wd-,_ 7Q, O�rarl'id, 98. Spnnicn 195 r„ Europiiisd,e Union 331. 23 Z.B. SdmT1Z 8. Os,crrcich 97. 100 Anm. 10;\, Spanic,1 186. luwc111cn 241. 24 Z.B. Omtrcich 98, 100, Dcucsd,bnd 126 Anm. 96. Po.rrngal 1 9. Sp�nicn 186, 196. 25 Siehe di.: �bc11 nng�führrcn Nnd,wd c: nul!crdcm: c.hwc:i,. 70, T!.. 78, Deum:hbnd 111, 126,lsd1cchischc Rcuublik 25 : EtvlRK 310 ff. 26 Z.ß. Osrcrrcid1 ioo [. Dcu1schl:rnd 131 ff.. Ponugnl 15.8, 195 L Spanien 195 ff. Ung:trn 225 L
229. 27 Dazu Spanien 197. Ungarn 229. . , 28 Z.B. Portugal I 61 f., Sfianien 1 73, 182, Polen 214, Ungarn 222 f.. Slowe111en 243. Tschcch I-sche Republik 253, 257, 268, Kroarien 293.



gebnis einer Wahl: Alle neuen Verfassungen haben sich für die Einrichtung spe­
zialisierter, von der übrigen Gerichtsbarkeit getrennter Verfassungsgerichte enc­
schieden. Damit ist diese tschechoslowakisch-österreichische Erfindung über die 
Vorbildwirkung seiner deutschen Anwendung zum kontinentaleuropäischen Stan­
dard geworden. In Wahrnehmung ihrer vornehmsten Aufgabe, der Gesetzesprü­
fung, agiert die Verfassungsgerichtsbarkeit - in der Regel anders als die übrige Ju­
stiz - als der Gesetzgebung zumindest ebenbürtige Gewalt. Indem dieses Modell 
im Zweifelsfall eher auf die unabhängigen Richter als auf die gewählten Parlamen­
tarier vertraut, räumt es der Rechtsstaatlichkeit (begrenzten) Vorrang vor dem De­
mokratieprinzip ein. Daß ein solcher Kompromiß aus der Sicht der politischen 
Macht schwer fällt, zeigen nicht nur gelegentliche Schwierigkeiten bei der Akzep­
tanz verfassungsgerichtlicher Entscheidungen 29 und ein Blick auf Polen, wo der 
noch unter dem alten Regime geschaffenen Verfassungsgerichtsbarkeit die Mög­
lichkeit der Aufhebung oder Nichtigerklärung verfassungswidriger Gesetze vorent­
halten und statt dessen eine nochmalige Befassung des Parlaments vorgesehen wur­
de.30 Es ist vor allem das Beispiel der Schweiz, die weder eine spezielle Verfassungs­
gerichtsbarkeit noch eine gerichtliche Prüfung von Bundesgesetzen kennr·11 und 
uns damit in Erinnerung ruft, daß der neue Standard am Ende einer keineswegs 
selbstverständlichen und deshalb ungewöhnlichen Erfolgsgeschichte steht. Daß es 
sich tatsächlich um eine Erfolgsgeschichre handelt, wird durch die in den Berichten 
dokumentierte Rechtsprechung in den Reformländern bestätigt: Die Verfassungs­
gerichte haben schneller als andere Teile der Justiz die Herausforderung der Unab­
hängigkeit angenommen und wurden damit zur Avantgarde des Rechtsstaats. 

Eine Sonderstellung der Verfassungsgerichtsbarkeit ergibt sich auch daraus, daß sie 
auch andere Aufgaben als die des Schutzes individueller Rechte wahrzunehmen 
hat. Im Vordergrund steht dabei in den Reformländern vor allem die Abgrenzung 
von parlamentarischen, präsidialen und Regierungsbefugnissen im Rahmen von 
Organsueirigkeiten.32 Trotzdem überwiegt insgesamt der Individualrechtsschutz -
sei es indirekt im Wege einer durch Organbeschwerden ausgelösten Prüfung von 
Gesetzen am Maßstab der Grundrechte, sei es direkt auf Antrag von Bürgern. Der 
direkte Zugang zum Verfassungsgericht ist den Bürgern nur mehr in Polen ver­
schlossen; und auch diese Ausnahme dürfte nicht mehr lange bestehen . .1 1 

VI. Übergangsprobleme

Wenn man diese vier rechtsschutzspezifischen Aspekte der Rechtsstaatlichkeit Re­
vue passieren läßt, kann man auch vier Schritte benennen, die in den neuen De­
mokratien entscheidend für den Übergang zum Rechtsstaat sind: 

29 Z.B. Österreich 101, Ungarn 224, Slowakei 280. 
30 Polen 204,213 f., 217. 
31 Schweiz 43, 64 ff. (auch zu den Techniken des Bundesgerichts, die verfassungsgcsctzlichen Schran­

ken seiner Zuständigkeit im Dienste der Rechtsstaatlichkeit zu überspielen). 
32 Z.B. Ungarn 223, 228, Slowakei 274, 275 ff. 
33 Polen 217. Verfassungsbeschwerden spielen allerdings auch in der Slowakei wegen der ihrer Sub­

sidiarität zum Rcchmchucz durch andere Gerichte kaum eine Rolle; vgl. Slowakei 274. 

Erstens muß sich eine politisch dominierte und der Partei dienende Justiz zu 
einer wirklich unabhängigen und nur dem Recht verpflichteten Gewalt wandeln. 
Zweirens bedarf eine Kultur der bloßen Beschwerden an die Obrigkeit der Ab­
lösung durch eine Rechtsstreitkultur, in der auch der Staat nicht mehr als eben 
eine Partei des Verfahrens ist. Das bedingt auch eine erhebliche Ausweitung der 
Reichweite gerichclicher Zuständigkeiten. 
Drittens muß das Verfahren als zentraler Ort praktischer Rechtsstaatlichkeit er­
kannt und ernstgenommen werden. 
Und viertens muß das in den Verfassungsgerichten konzentrierte rechtsstaacliche 
Denken alle Instirutionen und Bereiche des Staates durchdringen. 

Das isr kein einfaches Programm.-H Vieles ist bereits geschehen; die Zwischenbilanz 
kann sich im großen und ganzen sehen lassen. Aber Rechtsstaaclichkeir ist eben 
nicht in einem großen Sprung, sondern nur mit Beharrlichkeit und Geduld zu er­
reichen. Das Vertrauen der Bürger, das der Rechtsstaat von Anfang an schützt, muß 
er erst nach und nach erwerben; und - das ist wohl die Erfahrung der „älreren" 
Rechtsstaaten - er muß es immer neu rechtfertigen.35 

Erfolgsgarantie gibt es keine, aber einen Erfolgsmaßstab jenseits aller juristischen 
Freinheiten: Rechtsstaatlichkeit besteht dort, wo sich alle Menschen frei und vor 
Unrecht sicher fühlen. 

34 Zu den Umsetzungsschwierigkeicen oben bei Anm. 11 und 29
'. 

weiters R. Hofmann (Anm. 19) 
28 f.; Polen 214 ff, Slowenien 237 Anm. 2, 245 ff., Tschechische Republik 268 ff., Kroacien 
287 ff.; EMRK 318 f. 

35 Vgl. Schweiz 80 f., Spanien 167, 198, Tschechische Republik 270. 
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Vorwort 

Neben Demokrarie und Markrwimchafr isr die Rechtsstaadichkeit gewiß das wich­
cigste Ziel im Umbruch, den die ehemals sozialistischen Länder in Miere!- und 
Osreuropa seit 1989 erfahren. Der gesamte Reformprozeß !äße sich damir als Rück­
kehr zu gemeineuropäischen Wurzeln des Rechrs beschreiben. 

Mag mir der Berufung auf den Rechrssraat zunächr nur der Wunsch nach Über­
windung der Herrschafr einer Partei verbunden gewesen sein, die sich zwar der 
Formen des Rechcs bedienre, aber durch das Recht - und Rechte der Bürger -
nichr gebunden fühlte, so muß sich die Rechtsstaadichkeit nun, unter den neuen 
Verhälmissen, in der Alltagspraxis bewähren. Eine Beschwörung „des Rechtssraa­
res" reiche nach der vollzogenen Wende und der Verankerung des Rechcssraatsprin­
zips in den Verfassungen der meisten betroffenen Länder nicht mehr aus. Vielmehr 
gehe es jem um seine konkrere Anwendung, die Umsetzung seiner Einzelelemente 
und seine Auswirkungen in allen Bereichen der Rechtsordnung. Manches ist dabei 
noch unklar oder umscriccen. Doch fünf Jahre nach der großen Wende bieten 
Rechtsprechung, juristische Dogmatik und politische Praxis ausreichend Material, 
um eine „Eröffnungsbilanz" zu ziehen. 

Eine Verständigung über Inhalr und Bedeutung, gemeinsame Züge und Unterschie­
de der Rechcssraacskonzepcionen der einzelnen Länder ist um so dringender, als die 
Rechrsscaadichkeic, wie etwa die Präambeln der Europäischen Menschenrechtskon­
vemion und des Vercrages über die Europäische Union zeigen, eine Voraussetzung 
und zugleich ein Ziel des europäischen Einigungsprozesses darstelle. 

Dieses Buch will einen Beirrag zu einer solchen Verständigung leisten. Aus diesem 
Grund kann es sich auch nicht auf die Darscellung der Reformen in Ostmitteleu­
ropa beschränken, sondern muß auch ihre Vorbilder berücksichtigen. Dies gibc 
Anlaß, sich der „ecabliercen" rechcsscaadichen Standards in der Schweiz, in Öster­
reich und in Deutschland zu vergewissern, die, vor allem über das deutsche Bei­
spiel, großen Einfluß auf die Entwicklung in den Reformländern ausgeübt haben. 
Es ist aber nichr nur die rechtssraatliche Inhalt, der den Vergleich herausfordert, 
sondern auch der Prozeß der Wiederherstellung rechtsstaadicher Verhälmisse: 
Österreich und Deutschland standen 1945 vor derselben Aufgabe (und Deutsch­
land mußte sie nach der Wiedervereinigung für die neuen Bundesländer noch ein­
mal bewältigen). Schließlich haben auch Portugal und Spanien in den 70er Jahren 
ähnliche Erfahrungen gemacht; sie wurden daher ebenfalls einbezogen. 

Insgesamt umfassen die Landesberichte also drei Gruppen: die (vergleichsweise) 
.,alten" Rechtsstaaten Schweiz, Österreich und Deutschland; Portugal und Spani­
en als jüngere Beispiele; und sechs der am weitesten fortgeschrittenen Reformlän­
der in Ostmitteleuropa. Daran schließen sich zwei Beiträge zur europäischen Di­
mension der Rechtsstaatlichkeit: zur Europäischen Menschenrechtskonvention und 
zum Recht der Europäischen Union. Vorangesrellr ist den Einzelberichten eine in 

V 


